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Satzung Satzung Satzung Satzung     
über Erlaubnisse und Gebühren über Erlaubnisse und Gebühren über Erlaubnisse und Gebühren über Erlaubnisse und Gebühren     

für gastronomische Sofür gastronomische Sofür gastronomische Sofür gastronomische Sonnnndernutzungen dernutzungen dernutzungen dernutzungen     
an öffentlichen Straßen an öffentlichen Straßen an öffentlichen Straßen an öffentlichen Straßen     

(Sondernutzungssatzung) vom 19. Juni 2013(Sondernutzungssatzung) vom 19. Juni 2013(Sondernutzungssatzung) vom 19. Juni 2013(Sondernutzungssatzung) vom 19. Juni 2013    
 
Aufgrund der §§ 18, 19 und 19 a des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV. NRW. S. 
1028, ber. 1996 S. 81, 141, 216, 355, 2007 S. 327), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22.12.2011 (GV. NRW. S. 731) und des § 8 Abs. 1 und 3 des Bundesfernstraßengesetzes 
(FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), § 1 Abs. 3 KAG NRW 
vom 21.10.1969, zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV. NRW S. 687), und des § 
7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
9.04.2013 (GV. NRW. S. 194) hat der Rat der Stadt Meerbusch in seiner Sitzung am 29. Mai 
2013 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1§ 1§ 1§ 1    
Sachlicher GeltungsbereichSachlicher GeltungsbereichSachlicher GeltungsbereichSachlicher Geltungsbereich    

 
(1) Diese Satzung gilt für alle Gemeindestraßen einschließlich Wege und Plätze sowie für 
Ortsdurchfahrten im Zuge der Landes- und Kreisstraßen im Gebiet der Stadt Meerbusch, soweit 
eine gastronomische Nutzung der Straßen über 10 m² erfolgt. 
 
(2) Zu den Straßen im Sinne des Abs. 1 gehören die in § 2 Abs. 2 StrWG NRW sowie in § 1 Abs. 
4 FStrG genannten Bestandteile des Straßenkörpers, der Luftraum über dem Straßenkörper, das 
Zubehör sowie die Nebenanlagen. 
 

§ 2§ 2§ 2§ 2    
ErlauErlauErlauErlaubnisbedürftige gastronomische Sondernutzungenbnisbedürftige gastronomische Sondernutzungenbnisbedürftige gastronomische Sondernutzungenbnisbedürftige gastronomische Sondernutzungen    

 
(1) Die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis und die Erhebung einer Gebühr für die 
gastronomische Nutzung der öffentlichen Straßen bei einer Fläche über 10 m² erfolgt nach 
Maßgabe dieser Satzung. 
 
Regelungen der Erlaubnispflicht für alle anderen Nutzungen aufgrund der Bestimmungen des 
StrWG NRW oder sonstiger gesetzlicher Bestimmungen bleiben ebenso unberührt wie die 
Bestimmungen über zu zahlende Verwaltungsgebühren. 
 
(2) Sondernutzungen dürfen erst dann ausgeübt werden, wenn dafür die Erlaubnis sowie 
andere erforderliche Erlaubnisse und Genehmigungen erteilt sind. Der Erlaubnis bedarf auch die 
Erweiterung oder Änderung der Sondernutzung.  
 

§ 3§ 3§ 3§ 3    
ErlaubnisantragErlaubnisantragErlaubnisantragErlaubnisantrag    

 
(1) Die Sondernutzungserlaubnis wird nur auf Antrag erteilt. Dieser ist schriftlich spätestens 3 
Wochen vor der beabsichtigten Ausübung der Sondernutzung mit Angaben über Ort, Art, 
Umfang und Dauer der Sondernutzung bei der Stadt Meerbusch zu stellen. In vom Antragsteller 
zu begründenden Ausnahmefällen kann diese Frist verkürzt werden.  
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(2) Einer Erlaubnis nach dieser Satzung bedarf es nicht, wenn dem Antragsteller für die be-
absichtigte Sondernutzung nach straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften eine Erlaubnis für eine 
übermäßige Straßenbenutzung oder eine Ausnahmegenehmigung erteilt worden ist. 
 
(3) Ist mit der Sondernutzung eine Behinderung oder Gefährdung des Verkehrs oder eine 
Beschädigung der Straße oder die Gefahr einer solchen Beschädigung verbunden, so muss der 
Antrag Angaben darüber enthalten, in welcher Weise den Erfordernissen der Sicherheit und 
Ordnung des Verkehrs sowie des Schutzes und der Wiederherstellung der Straße Rechnung 
getragen wird. Ist mit der Sondernutzung eine über das übliche Maß hinausgehende 
Verschmutzung der Straße verbunden, so muss der Antrag Angaben darüber enthalten, in 
welcher Weise die Beseitigung der Verunreinigung durch den Erlaubnisnehmer gewährleistet 
wird. 
 
(4) Der Antragsteller hat der Gemeinde auf deren Verlangen angemessene Vorauszahlungen 
oder Sicherheiten zu leisten. 
 

§ 4§ 4§ 4§ 4    
ErlaubnisErlaubnisErlaubnisErlaubnis    

 
(1) Die Erlaubnis wird auf Zeit oder auf Widerruf erteilt. Sie kann versagt, widerrufen oder unter 
Bedingungen und Auflagen erteilt werden, wenn dies für die Sicherheit und Ordnung des 
Verkehrs, die barrierefreie Benutzung oder zum Schutz der Straße erforderlich ist. In dem von 
einem städtebaulichen Konzept umfassten Bereich kann die Erlaubnis auch versagt werden, 
wenn durch die Gestaltung der beantragten Sondernutzung das Stadtbild beeinträchtigt wird. 
 
(2) Der Erlaubnisnehmer ist verpflichtet, die mit der Sondernutzung verbundenen Anlagen nach 
den bestehenden gesetzlichen Vorschriften und anerkannten Regeln der Technik zu errichten 
und zu unterhalten.  
 
(3) Wenn die Erlaubnis befristet erteilt wird, hat der Erlaubnisnehmer spätestens bis zum Ablauf 
des letzten Tages der Erlaubnis die Anlage zu entfernen, über das übliche Maß hinausgehende, 
als Folge der Sondernutzung eingetretene Verunreinigungen der Straße zu beseitigen und den 
Straßenteil in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Im Falle der Einziehung der Straße 
oder des Widerrufs der Erlaubnis wird dem Erlaubnisnehmer zu diesem Zweck eine 
angemessene Frist gesetzt. Der Erlaubnisnehmer hat gegen die Gemeinde keinen 
Ersatzanspruch bei Widerruf der Erlaubnis oder bei Sperrung, Änderung oder Einziehung der 
Straße. 
 

§ 5§ 5§ 5§ 5    
GebührenGebührenGebührenGebühren    

 
(1) Für erlaubnisbedürftige Sondernutzungen für die in dieser Satzung geregelten 
Sondernutzungen werden Gebühren nach Maßgabe des anliegenden Gebührentarifs erhoben. 
Der Gebührentarif ist Bestandteil dieser Satzung.  
 
(2) Das Recht der Gemeinde, nach § 18 Abs. 3 StrWG NRW bzw. § 8 Abs. 2a FStrG 
Kostenersatz sowie Vorschüsse und Sicherheiten zu verlangen, wird durch die nach dem Tarif 
bestehende Gebührenpflicht oder Gebührenfreiheit für Sondernutzungen nicht berührt. 
 
(3) Das Recht, für die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis Verwaltungsgebühren zu erheben, 
bleibt unberührt. 
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§ 6§ 6§ 6§ 6    
GebührenschuldnerGebührenschuldnerGebührenschuldnerGebührenschuldner    

    
(1) Gebührenschuldner sind 

a) der Antragssteller,  
b) der Erlaubnisnehmer, 
c)  wer die Sondernutzung mit oder ohne Erlaubnis ausübt oder in seinem Interesse 
ausüben lässt. 

 
(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 

    
§ 7§ 7§ 7§ 7    

Entstehung der Gebührenpflicht und FäEntstehung der Gebührenpflicht und FäEntstehung der Gebührenpflicht und FäEntstehung der Gebührenpflicht und Fällllligkeitligkeitligkeitligkeit    
 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht  

a) mit der Erteilung der Sondernutzungserlaubnis 
b) bei unbefugter Sondernutzung mit dem Beginn der Nutzung. Kann die Nutzungsdauer 

nicht ermittelt werden, fällt die Mindestgebühr an. 
 
(2) Die Gebühren werden mit Bekanntgabe des Gebührenbescheides an den Gebühren-
schuldner fällig. Bei wiederkehrenden jährlichen Gebühren werden die folgenden Gebühren 
zum Ende des ersten Vierteljahres des jeweiligen Rechnungsjahres fällig. 
 
(3) Die Gebührenpflicht erstreckt sich auf den Zeitraum bis zur schriftlichen Anzeige der Be-
endigung der Sondernutzung. 
 

§ 8§ 8§ 8§ 8    
GebührenverzicGebührenverzicGebührenverzicGebührenverzicht, Gebührenerstattunght, Gebührenerstattunght, Gebührenerstattunght, Gebührenerstattung    

 
Wird eine Sondernutzung nicht ausgeübt oder vorzeitig aufgegeben, so besteht kein Anspruch 
auf Erstattung entrichteter Gebühren. Im Voraus entrichtete Gebühren werden anteilmäßig 
erstattet, wenn die Stadt eine Sondernutzungserlaubnis aus Gründen widerruft, die nicht vom 
Gebührenschuldner zu vertreten sind. 
Für eine in der Sondernutzungserlaubnis enthaltene einschränkende Bedingung, wie die 
Nichtausübungsmöglichkeit der Sondernutzung wegen Veranstaltungen (z. B. Schützenfest, 
Kirmes, Nikolausmarkt etc.) erfolgt keine Gebührenreduktion. 
 

§ 9§ 9§ 9§ 9    
SchlussbestimmungenSchlussbestimmungenSchlussbestimmungenSchlussbestimmungen    

 
(1) Von den Bestimmungen dieser Satzung kann eine Ausnahme gewährt werden, wenn die 
Anwendung der Satzung andernfalls zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde. 
 
(2) Diese Satzung tritt am Tage der Bekanntmachung in Kraft. 
 

BekanntmachungsanordnungBekanntmachungsanordnungBekanntmachungsanordnungBekanntmachungsanordnung    
 
Die vorstehende Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für gastronomische Sondernutzungen 
an öffentlichen Straßen (Sondernutzungssatzung) vom 19.06.2013 wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. 
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Hinweis:Hinweis:Hinweis:Hinweis:    
    
Gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen diese Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
2. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
3. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Meerbusch vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
Meerbusch, den 19. Juni 2013 
 
gez. 
 
Dieter Spindler 
Bürgermeister 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bekanntmachungsvermerk:Bekanntmachungsvermerk:Bekanntmachungsvermerk:Bekanntmachungsvermerk: 
Die Satzung und die Bekanntmachungsanordnung wurden am 28. Juni 2013 im Amtsblatt, in den 
städtischen Informationsschaukästen und im Internet veröffentlicht. 
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Anlage zur Sondernutzungsatzung Anlage zur Sondernutzungsatzung Anlage zur Sondernutzungsatzung Anlage zur Sondernutzungsatzung der Stadt Meerbusch vom 19. Juni 2013der Stadt Meerbusch vom 19. Juni 2013der Stadt Meerbusch vom 19. Juni 2013der Stadt Meerbusch vom 19. Juni 2013    
    
GebührentarifGebührentarifGebührentarifGebührentarif    
    
1. Für folgende gastronomische Nutzungsarten fallen Gebühren gemäß den folgenden 
Regelungen an: 
    
Restauration, BewirtungRestauration, BewirtungRestauration, BewirtungRestauration, Bewirtung 
- Aufstellen von Tischen und Stühlen - 
Bemessungsfläche ist die äußere Begrenzungslinie der aufgestellten Tische, erweitert um eine 
Nutzungsbreite von 1,00 m sowie die durch die Sondernutzung darüber hinaus gehende 
tangierte öffentliche Verkehrsfläche. 
 
Jahresgebühr für den Zeitraum vom 01.Januar – 31.Dezember 2014 und Folgejahre: 
24 Euro/qm/Jahr 
 
Gebühr für den Zeitraum vom 01.Juli – 31.Dezember 2013: 
12 Euro/qm 
 
anteilmäßige Erstattung gem. § 8 S. 2:       
4 Euro/qm/je angefangene 30 Kalendertage 
 
2. Die nach diesem Gebührentarif ermittelten Gebühren werden jeweils auf volle Euro 
abgerundet. 
 


